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STEUER

Nutzen Sie den Jahreswechsel um 
neue Vorsätze zu fassen. Wussten 
Sie, dass jeder mindestens 21 Tage 
braucht bzw. durchschnittlich 66 Tage 
um eine neue Gewohnheit zu auto-
matisieren? Nehmen wir das Beispiel 
Laufen: würden Sie zB abends jeden 
Tag eine Runde Laufen gehen, nimmt 
Ihnen nach frühestens 21 Tagen Ihr 
Unterbewusstsein die Entscheidung 
ab – SIE GEHEN LAUFEN! Auch im Ar-
beitsalltag beeinflussen die Gewohn-
heiten unsere Entscheidungen – Sie 
glauben jede Ihrer Entscheidung gut 
überlegt und durchdacht zu haben? 
Die Realität sieht anders aus, die Ge-
wohnheiten beeinflussen unbemerkt 
jede unserer Entscheidungen und 
Handlungen! Notieren Sie Ihre neuen 
Vorsätze und machen Sie eine Ge-
wohnheit daraus! Erzählen Sie davon 
um positiven Druck aufzubauen – im-
merhin will keiner versagen!
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GWG sofort 
absetzen:  

Geringwertige 
Wirtschaftsgüter 

bis 400 € noch 
heuer kaufen.

Halbjahres-
Abschreibung: 

Achten Sie  
auf das 

Inbetriebnahme-
Datum.

Spenden bis  
10 % des laufen-

den Gewinns 
beziehungsweise 
10 % des Jahres-

einkommens.

Investitionen 
für Gewinn-

freibetrag: Bei 
Gewinn > 30.000 € 

für selbststän-
dige, natürliche 

Personen.

Jahressechstel 
prüfen: Bei unre-
gelmäßigen Be-

zügen kann eine 
Dienstnehmer-

Prämie (teilweise) 
mit 6 % besteuert 

werden.

Kinderbetreu-
ungskosten: Für 

Kinder bis 10 Jahre 
max. 2.300 € pro 

Jahr und Kind.

Rückerstattungs-
antrag bei Mehr-

fachversiche-
rung: Wer 2013 

mehrfachversichert 
war, kann bis Jah-
resende Sozialver-

sicherungsbeiträge 
zurückfordern.

Ausgaben  
vorziehen,  

Einnahmen  
verschieben: 
Möglich bei 
Einnahmen- 
Ausgaben- 
Rechnern. 

Werbungskosten, 
Sonderausgaben, 
außergewöhnli-

che Belastungen:  
Ausgaben noch 
heuer bezahlen. 

GSVG-Kleinst-
unternehmer-

Befreiung 
beantragen: 

Kleinstunterneh-
mer zahlen nur 

109 € Unfallversi-
cherung pro Jahr.

Arbeitnehmer-
veranlagung: 

Steuerausgleich 
für 2011  

einreichen.

Kleinunterneh-
mer: Umsatzgren-

ze von 30.000 € 
prüfen. Eventuell 

Einnahmen in 
2017 verschieben.
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Wer Dividenden kassiert, muss 
jetzt SVA-Abzüge kalkulieren

Schluss mit Tricks!
Registrierkassen erhalten ab dem nächsten 
Jahr eine zusätzliche Sicherheitstechnik.

SVA greift auf Ausschüttungen zu
Gesellschafter-Geschäftsführer müssen ab 2017 wahrscheinlich auch für 
Ausschüttungen SVA-Beiträge bezahlen.

S E L B S T Ä N D I G E

Ausschüttungen an Gesellschafter-Ge-
schäftsführer unterliegen der Sozialver-
sicherung, was bis jetzt nur selten exe-
kutiert wurde. Es fehlt noch immer die 
Verordnung des Finanzministeriums. 
Wir geben einen Überblick.

Laut Gesetz hatte die Sozialversicherung 
der gewerblichen Wirtschaft (SVA) schon 
immer das Recht, Beiträge auf Ausschüt-
tungen an Gesellschafter-Geschäftsführer 
zu kassieren. Das Problem war, die Höhe der 
Dividende zu erfahren, da diese nicht in der 
Steuererklärung aufscheint. Einen ersten 
zaghaften Versuch startete die SVA Ober-
österreich und schickte ab 2014 Fragebö-
gen aus. Gleichzeitig wurde das KESt-Mel-
deformular Ka 1 um den Namen und die 
SV-Nummer des Dividendenempfängers 
erweitert. Ohne Verordnung findet man 
derzeit aber noch das alte Formular ohne 
diese Zusatzinformationen in FinanzOnline. 

Ab 2017 soll die Beitragspflicht exeku-
tiert werden. Wer 2016 bereits gemeldet 
hat, bekommt die Beiträge angeblich 
trotzdem nicht vorgeschrieben. Man 
kann aber freiwillig die Ausschüttungen 
in die Beitragsgrundlage einbeziehen las-
sen. Hier genügt ein formloser Antrag. 

Betroffen sind Ausschüttungen an:
 ● Gesellschafter-Geschäftsführer einer 

der Wirtschaftskammer (WK) zugehö-
rigen GmbH (Gewerbeschein),

 ● Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
nicht WK-zugehörigen GmbH (zB Zi-
viltechniker, …), wenn sie in der GmbH 
auch Einkünfte aus selbständiger Ar-
beit oder aus Gewerbebetrieb erzielen,

 ● und zwar mit jenem Teil der Ausschüt-
tung, der nach Anrechnung aller SV-
pflichtigen Einkünfte bis zur Höchstbei-
tragsgrundlage noch verbleibt (Wert 
2017: 69.780 € pro Jahr).

Umkehrschluss – nicht betroffen sind 
Ausschüttungen an:

 ● Gesellschafter-Geschäftsführer, die die 
Höchstbeitragsgrundlage bereits er-
reicht haben, bzw. 

 ● Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
nicht WK-zugehörigen GmbH (zB Zivil-
techniker, Steuerberater, Rechtsanwäl-
te, Notare), die nur bei der GmbH an-
gestellt sind oder nur Ausschüttungen 
erhalten.

Erst die Verordnung des Finanzministe-
riums wird den Geltungszeitraum und 
mögliche Ausnahmen klarstellen.  ●

Sozialversicherung  
auf Dividenden

In der Registrierkassensicherheits-
verordnung ist festgelegt, dass alle 
Registrierkassen zum Schutz gegen 
Manipulation mit einer technischen 
Sicherheitseinrichtung ausgestat-
tet werden müssen. Um dies frist-
gerecht (ab April 2017) zu erfüllen, 
empfehlen wir Folgendes:

1. Signaturkarte bei einem der Ver-
trauensdienstanbieter erwerben

 A-Trust, www.a-trust.at
 Global Trust, www.globaltrust.eu
 PrimeSign, www.prime-sign.com
2. Kontakt mit dem Kassenanbieter 

aufnehmen
 Der Kassenanbieter sorgt mittels 

Software dafür, dass Ihre Regist-
rierkasse die Bestimmungen dieser 
Verordnung erfüllt. Fragen Sie den 
Kassenanbieter auch, wie die Ver-
bindung zwischen Signaturkarte 
und Software hergestellt wird.

3. Startbeleg erstellen
 Unmittelbar nach der Initialisie-

rung von Software und Signatur-
karte muss ein Beleg mit dem Be-
trag Null erfasst werden.

4. Registrierung
 Sowohl die Signaturkarte als 

auch die manipulationssichere 
Registrierkasse müssen über Fi-
nanzOnline registriert werden. 
Notwendige Daten: Art der Sig-
naturerstellungseinheit, Serien-
nummer des Signaturzertifikats 
der Signaturkarte, der Vertrauens-
dienstanbieter, Kassenidentifikati-
onsnummer und AES-Schlüssel. 

5. Überprüfung des Startbelegs
 Mittels Belegcheck-App vom BMF 

muss festgestellt werden, ob der 
aufgedruckte QR-Code gültig ist. 
Die Startbelegüberprüfung kann 

– so kein Smartphone vorhanden – 
über FinanzOnline erfolgen.  ●

Registrierkasse
Sicherheitsein-
richtung

R E G I S T R I E R K A S S E
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E R B E N  &  V E R E R B E N

Testament modern
Ab 2017 gibt es im Erbrecht einige spannen-
de Neuerungen, die man kennen sollte.

Eltern bekommen keinen Pflichtteil 
mehr und Lebensgemeinschaften 
werden berücksichtigt. Beim Erben 
ändert sich ab 2017 so einiges. Die 
wichtigsten Änderungen: 

Pflichtteil
Der Pflichtteil ist der Anspruch auf einen 
Anteil des Erbes in Form einer Geldforde-
rung. Pflichtteilsberechtigt sind ab 2017 
die Nachkommen, Ehegatten und einge-
tragenen Partner. Nicht mehr pflichtteils-
berechtigt sind Eltern und deren Vorfahren. 

Erben kann ab 2017 die Auszahlung des 
Pflichtteilsanspruchs bis zu zehn Jahre 
gestundet werden. Das kann der Erb-
lasser im Testament oder das Gericht 
im Verlassenschaftsverfahren verfügen. 
Das soll Erben die Auszahlung erleich-

tern und einen Notverkauf oder eine Un-
ternehmenszerschlagung verhindern.
 
Der Pflichtteil kann im Testament auf 
die Hälfte reduziert werden, wenn 
zwischen Erblasser und Pflichtteilsbe-
rechtigtem über lange Zeit kein Kon-
takt bestand (zumindest 20 Jahre). 

Lebensgefährten
Lebensgefährten gingen ohne Testa-
ment bisher leer aus. Wenn es aller-
dings keine anderen Erben gibt und 
das Erbe sonst dem Staat zufiele, ha-
ben sie nun ein gesetzliches Erbrecht. 
Dazu muss die Lebensgemeinschaft 
zum Todeszeitpunkt noch aufrecht 
bestanden haben und man muss in 
den letzten drei Jahren in einem ge-
meinsamen Haushalt gelebt haben. 

Erbrecht  
modernisiert

Pflegevermächtnis
Enge Verwandte, die den Verstorbe-
nen gepflegt haben, sollen gegenüber 
der nichtpflegenden Verwandtschaft 
begünstigt werden. Die Pflege muss 
mindestens 20 Stunden pro Monat 
über mindestens sechs Monate in den 
letzten drei Jahren gedauert haben. 
Damit soll ein noch nicht abgegolte-
ner Pflegeaufwand entlohnt werden. 

Testament
Eine letztwillige Verfügung (Testament) 
verliert ab 2017 automatisch ihre Gül-
tigkeit bei Auflösung der Ehe, der ein-
getragenen Partnerschaft oder der Le-
bensgemeinschaft. Bisher musste das 
Testament bei Scheidung widerrufen 
werden. 

Außerdem gelten ab 2017 neue Form-
vorschriften für das fremdhändische 
Testament. Bei dieser Testamentsart 
wird das Testament nicht komplett mit 
eigener Hand geschrieben. Bisher reich-
ten für die Gültigkeit die Unterschriften 
des Testators (das ist derjenige, der ver-
erbt) und von drei Zeugen. Nun muss 
der Testator auch noch eigenhändig 
eine schriftliche Bekräftigung verfas-
sen. Das kann z.B. sein: „Diese Urkunde 
enthält meinen letzten Willen“. Testa-
mente, die bis 31.12.2016 gültig errich-
tet werden, bleiben weiterhin gültig. 

Erweiterung der 
Enterbungsgründe
Derzeit kann Pflichtteilsberechtig-
ten der Pflichtteil entzogen (enterbt) 
werden, wenn der Verstorbene zu 
Lebzeiten im Notstand hilflos gelas-
sen wurde oder ihm gegenüber eine 
gerichtlich strafbare Handlung mit 
mehr als einjähriger Strafdrohung be-
gangen wurde. Ab 2017 liegt auch 
ein Enterbungsgrund vor, wenn so 
eine Straftat gegen einen nahen An-
gehörigen des Erblassers begangen 
wurde oder bei grober Verletzung der 
Pflichten aus dem Eltern-Kind-Ver-
hältnis. Entfallen ist der Enterbungs-
grund bei anstößiger Lebensart. ●
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Achtung für 
alle Paare: Bei 
Auflösung der 
Partnerschaft 
wird das 
Testament in 
Bezug auf den 
Partner jetzt 
ungültig.
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Finanz rückt Airbnb zu Leibe
Privatvermieter-Plattformen boomen und treiben der Hotelle-
rie die Schweißperlen auf die Stirn… 

P R I V A T  V E R M I E T E N

Airbnb und andere Vermittlungsagentu-
ren für private Unterkünfte mischen auch 
hierzulande die Hotellerie gehörig auf. 

Während die touristische, also kurzzeiti-
ge Vermietung von Einfamilienhäusern 
problemlos möglich ist, sind der tou-
ristischen Vermietung von Eigentums- 
oder Mietwohnungen enge Grenzen 
gesetzt. Denn der Mietvertrag müsste 
dies explizit erlauben, was bei Genos-
senschafts- und Gemeindewohnungen 
von vornherein ausgeschlossen ist. Bei 
Eigentumswohnungen stellt dies eine 
Änderung der Nutzungsart dar, welche, 
wie schon der Oberste Gerichtshof 2014 
erkannt hat, der Zustimmung aller übri-
gen Wohnungseigentümer bedarf. 

Das Raumordnungsgesetz des Bundes-
lands Salzburg hat der privaten touristi-
schen Vermietung einen besonderen Rie-

gel vorgeschoben: befinden sich mehr als 
fünf Wohnungen in einem Haus, ist eine 
touristische Nutzung gesetzlich verbo-
ten. Mal sehen, ob diesem Beispiel ande-
re Bundesländer folgen?

Auch das Gewerberecht ist zu beachten: 
denn wer mehr tut, als nur ganz wenige 
Wohnungen ohne nennenswerte Zusatz-
leistungen (Handtücher, Bettwäsche) tou-
ristisch zu vermieten, der braucht einen Ge-
werbeschein. Und schließlich sind ja da noch 
die Steuern, die gerne vergessen werden. 

Einkommensteuer
Private Vermieter erzielen damit Einkünf-
te aus Vermietung und Verpachtung. Je 
nach bereits bestehenden anderen Ein-
künften fällt die Einkommensteuer un-
terschiedlich hoch aus, sie kann also bis 
zu 55 % ausmachen. Private Vermieter 
ohne jegliche andere Einkünfte können 

Kurzzeitvermietung 
übers Internet:  
steuerliche Pflichten

die ersten 11.000 € pro Jahr steuerfrei 
verdienen. Und Dienstnehmer, welche 
nur aus einer privaten Vermietung zu-
sätzlich Geld machen, können Gewinne 
daraus bis 730 € pro Jahr steuerfrei ein-
streifen. Selbstverständlich können Kos-
ten im Zusammenhang mit der Vermie-
tung steuerlich abgesetzt werden. Dazu 
gehören die Provisionen der Vermittler-
plattform, die Betriebskosten, Repara-
turen, die Abschreibung des Gebäudes 
und die Finanzierungszinsen.

Umsatzsteuer
Grundsätzlich beträgt die Umsatzsteu-
er für die Vermietung zu Wohnzwecken 
10 %. Die Vermietung von eingerichteten 
Wohn- und Schlafräumen ist jedoch mit 
13 % besteuert. Das wird in vielen Fällen 
der touristischen Vermietung zutreffen.  

Übersteigen bei Privaten die Vermie-
tungsumsätze pro Jahr jedoch nicht den 
Betrag von netto 30.000 €, dann muss 
keine Umsatzsteuer abgeführt werden.
Unternehmer müssen die Umsätze aus 
der privaten Zimmervermietung zu ih-
ren unternehmerischen Umsätzen dazu 
addieren, bei ihnen fällt also bei Über-
schreiten der 30.000 €-Grenze Umsatz-
steuer an. 

Wer mit Umsatzsteuer – allenfalls frei-
willig – abrechnet, kann sich die Vor-
steuer vom Finanzamt zurückholen. 
Damit spart man die USt aus Vermitt-
lungs- und Betriebskosten sowie aus 
Reparaturrechnungen und sogar aus 
Komplettsanierungen, sofern man die 
Wohnung nicht auch selbst nutzt.

Tourismusabgabe (Ortstaxe):
Diese ist je Bundesland unterschiedlich. 
In Wien etwa beträgt sie 3,2 % der Be-
messungsgrundlage, wobei Pauschalie-
rungen vereinbart werden können.  ●
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Tipp:
Alle Pflichten erfüllt? Wir beraten Sie 
gerne mit einem Vermietungs-Check.

Airbnb-Vermietern wird das Leben 
zusehends schwer gemacht …
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F R A G E  &  A N T W O R T 

Sie nutzen als Unternehmer Ihren 
PKW überwiegend betrieblich? 

Dann können die Reparaturkosten 
oder im Falle eines Totalschadens der 
gesamte Restbuchwert zur Gänze 
steuerlich geltend gemacht werden. 
Voraussetzung: der Unfall ist bei 
einer betrieblichen Fahrt passiert. Die 
Entschädigung der Versicherung muss 
aber als Einnahme angesetzt werden. 

Wenn Sie Ihren PKW überwiegend 
privat nutzen oder Kilometergeld an-
setzen ist ebenfalls der Zweck der Rei-
se ausschlaggebend dafür, ob Sie die 
Reparaturkosten als Betriebsausgabe 
ansetzen dürfen. Passiert der Unfall 
auf einer betrieblichen Fahrt, sind wie 
oben 100% der Kosten, vermindert
um die Versicherungsentschädigung, 
anzusetzen – und zwar zusätzlich zum 
Kilometergeld. Bei einer privaten Fahrt 
hingegen ist nichts absetzbar. 

Auch Dienstnehmer können unfallbe-
dingte KFZ-Kosten als Werbungskosten 
abziehen, wenn sich der Unfall auf ei-
ner dienstlichen Fahrt, auf der Fahrt ins 
Büro oder zurück nach Hause ereignet.

KFZ-Reparatur 
nach Unfall. Was 
ist absetzbar?

Der Betrieb von Punsch- oder 
Glühweinständen durch einen 
gemeinnützigen Verein stellt einen 
entbehrlichen Hilfsbetrieb dar, wenn 
der Spendensammelzweck eindeutig 
erkennbar ist. 

Die Speisen und Getränke müssen al-
lerdings von den Mitgliedern gespen-
det werden! 

In diesen Fällen kann der Gewinn aus 
dem Betrieb der Punsch- oder Glüh-
weinstände mit 10 % der Verkaufserlö-
se angesetzt werden. Zahlt ein Kunde 
mehr als den Wert der Speisen oder 
Getränke, ist die Überzahlung eine 
Spende und wird beim Gewinn nicht  
berücksichtigt. 

Begünstigten Vereinen steht aus dem 
Betrieb von Punsch- oder Glühwein-
ständen ein Freibetrag von 10.000 € 
pro Jahr zu.

Die abgabenrechtlichen Begüns-
tigungen stehen dem Verein nur 
dann zu, wenn durch die Betätigung 
gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke gefördert werden. 
Diese begünstigten Zwecke müssen 
sowohl nach den Statuten als auch 
nach der tatsächlichen Geschäftsfüh-
rung ausschließlich und unmittelbar 
gefördert werden. Der Reinerlös aus 
dem Punschverkauf muss also für 
die begünstigten Zwecke verwendet 
werden.

Werden die Waren nicht gespendet, 
sondern eingekauft, kann ein „kleines“ 
oder „großes“ Vereinsfest vorliegen, 
wo wiederum eigene Regelungen gel-
ten (zB Veranstaltungszeitraum max. 
72 Stunden pro Jahr).

Verein hat eine 
Punschhütte. Was 
ist zu beachten?
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Schuldig oder nicht schuldig ist hier 
die Frage – aber nicht immer.

Betrieblicher Bereich
Kosten eines Zivilprozesses oder eines 
Verwaltungsstrafverfahrens sind 
absetzbare Betriebsausgaben, wenn sie 
betrieblich veranlasst sind. Der Ausgang 
des Verfahrens ist unerheblich. Anders 
im Strafverfahren: die Prozesskosten 
kann man nur bei einem Freispruch 
geltend machen. Verwaltungsstrafen, 
wie insbesondere Verkehrsstrafen, sind 
aber steuerlich nicht absetzbar.

Dienstnehmerbereich
Zivilprozesskosten sind als Wer-
bungskosten absetzbar, wenn sie 
die berufliche Tätigkeit betreffen. 
Bei Strafverfahren (gerichtlich oder 
verwaltungsbehördlich) ist hingegen 
eine Absetzbarkeit nur dann gegeben, 
wenn der Arbeitnehmer nicht schuldig 
gesprochen wird oder das Verschulden 
nur gering war. Übernimmt der Arbeit-
geber die Prozesskosten, dann stellen 
solche Zahlungen steuerpflichtigen 
Arbeitslohn dar.

Privatbereich
Sehr selten können Prozesskosten 
auch eine außergewöhnliche Belas-
tung sein, etwa wenn jemandem 
schuldlos ein Prozess aufgezwungen 
wird und er diesen gewinnt. Die Kos-
ten müssen aber den einkommensab-
hängigen Selbstbehalt übersteigen. 
Häufigstes Anwendungsbeispiel sind 
Vaterschaftsprozesse.

Sind Prozess- 
kosten absetzbar?

Tipp:
Stellen Sie Beweise zusammen, 
damit Sie eine betriebliche Fahrt 
glaubhaft machen können.
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Digitales Rechnungswesen
Mittels Digitalisierung lässt sich eine Reihe von Workflows 
vereinfachen. Auch das Rechnungswesen.

W O R K F L O W

Das Thema Digitalisierung ist all-
gegenwärtig in unserer Arbeitswelt. 
Gerade im Bereich Rechnungswesen 
bestehen viele Möglichkeiten, Arbeits-
abläufe zu automatisieren. In dieser 
Ausgabe widmen wir uns den Ein-
gangsrechnungen (ER):

Ein paar Fakten
Eine Studie von Deloitte zeigt, dass die 
österreichischen Unternehmen ein sehr 
ambivalentes Verhältnis zum Thema E-
Rechnung haben. 60 % der Unternehmen 
digitalisieren bereits alle Papierrechnun-
gen, aber gleichzeitig drucken 60 % der 
Unternehmen elektronisch einlangende 
Eingangsrechnungen nach wie vor aus. 
Nur 26 % der Befragten entsorgen den 
Originalbeleg nach der Digitalisierung. 

Elektronischer Empfang von Rechnungen
Wer ERs bereits elektronisch empfängt, 
braucht diese nicht mehr zu scannen. Rich-
ten Sie eine eigene E-Mail-Adresse für den 
Rechnungsempfang ein zB rechnung@ih-
redomain.at und bitten Sie Lieferanten um 
E-Rechnungen per PDF. Wenn Ihr Lieferant 
bereits elektronisch lesbare Informationen 
mit QR-Code mitschickt - umso besser! 

Der klassische ER-Workflow 
(siehe Grafik unten): 
Im digitalen Zeitalter erfolgt dieser Ab-
lauf elektronisch. 

1. Erfassung: Papierbelege werden ge-
scannt und elektronische Rechnungen 
archiviert. Ausdrucken würde einen 
Systembruch bedeuten! Besorgen Sie 

Neue Wege im  
Rechnungswesen –  
Schwerpunkt ER

einen leistungsstarken Scanner (kein 
Flachbettscanner). Mit dem Postein-
gang kann bereits eine Erfassung in 
einem ER-Kontrollprogramm erfolgen. 
Sinnvoll: Mittels OCR-Erkennung und 
Schablonen werden Hauptlieferanten 
automatisch erkannt.

2. Kontrolle: Hier benötigen Sie ein elek-
tronisches ER-Kontrollsystem, das die 
Rechnung an den verantwortlichen Mit-
arbeiter zur inhaltlichen, formalen und 
rechnerischen Kontrolle weiterleitet. 

3. Freigabe: Hier kann auch eine Vorkon-
tierung stattfinden.

4. Verbuchung: Übernahme aus ER-Kont-
rolle oder Schnittstelle

5. Bezahlung: Zahlungsfreigabe und au-
tomatischer Überweisungsfile.

ER-Kontrollprogramm
Das Programm zur ER-Kontrolle kann in 
Ihrer Branchensoftware integriert sein. 
Dann benötigt man eine Schnittstelle 
zur FIBU, damit die bereits digital erfass-
ten ERs ohne Reibungsverluste übernom-
men werden können. Die ER-Kontrolle 
kann aber bereits im Rechnungswesen-
programm angesiedelt sein. Wir unter-
stützen Sie gerne bei der Einführung.

Vorsteuerabzug und gesetzliche Aufbe-
wahrung
Für den Vorsteuerabzug ist es erforder-
lich, dass die Echtheit der Herkunft der 
E-Rechnung, die Unversehrtheit ihres 
Inhalts und ihre Lesbarkeit gewährleistet 
sind. Dazu muss ein innerbetriebliches 
Steuerungsverfahren (Workflow) ein-
gerichtet werden, das den Zusammen-
hang zwischen Lieferung oder Leistung 
und Rechnung herstellt. Die E-Rechnung 
muss über die gesetzliche Aufbewah-
rungsfrist von sieben Jahren vollständig 
reproduzierbar sein. Ist das erfüllbar, dür-
fen Sie die Papierbelege nach dem Scan-
nen vernichten.  ●

1. Erfassung 3. Freigabe 5. Bezahlung2. Kontrolle 4. Verbuchung   

Modern ist, wer 
scannt statt druckt!
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K U R Z M E L D U N G E N

Steuerhäppchen

Buchtipp
Schuld am Scheitern sind Ego-Fallen 
– jene unbewussten Denkmuster, 
Glaubenssätze und Führungsreflexe, 
die das Denken und Handeln von Füh-
rungskräften wie von Geisterhand in 
die falsche Richtung lenken. Das Buch 
beschreibt anhand von Episoden aus 
dem Unternehmensalltag die sieben 
häufigsten Fallstricke für den unter-
nehmerischen Erfolg und zeigt Wege 
auf, wie diese Ego-Fallen rechtzeitig 
erkannt und umschifft werden können. 

Löhne in der  
Krise nicht  
bezahlen führt 
zu Strafe

Das Lohn- und Sozialdumping-Be-
kämpfungsgesetz hat zum Ziel, Ar-
beitnehmern das zustehende Entgelt 

für die erbrachte Arbeitsleistung zu 
sichern. Vom Gesetz ist nicht nur 
eine unterkollektivvertragliche Ent-
lohnung erfasst, sondern auch das 
Nichtzahlen von Löhnen in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten. Fehlt 
dem Unternehmer also die notwen-
dige Liquidität, um den Arbeitneh-
mern das Entgelt auszuzahlen, kann 
dies als Lohndumping qualifiziert 
werden. Die Mindeststrafe liegt bei 
1.000 € pro Arbeitnehmer!

Die Ego-Falle:  
7 Möglichkeiten, Ihr 
Geschäft zu ruinieren.
Renate Henning,
Murmann Publishers.

Steuerlinks 

> Mikrokredit für Gründer

Mit Unterstützung des 
Sozialministeriums gibt es 
für Jungunternehmer in ganz 
Österreich einen geförderten 
Kleinkredit bis 12.500 €. 

Der Mikrokredit kann sowohl 
für Investitionen als auch für 
Betriebsmittel verwendet 
werden. Die Zinsen liegen 
bei 3 % über 3-Monats-
Euribor. Der Kredit muss 
innerhalb von fünf Jahren 
zurückbezahlt werden. 

www.dermikrokredit.at

Schnell noch  
ein neues  
Firmenauto  
vom Christkind?
Seit 1.1.2016 ist die Höhe des Sachbe-
zugs für ein privat genutztes Firmen-
auto  abhängig vom CO2-Ausstoß. Wer 
ein schadstoffarmes Firmenfahrzeug 
bis zu einem CO2-Ausstoß von 130g 
fährt, dessen Sachbezug wurde nicht 
erhöht und beträgt 1,5 % der Anschaf-
fungskosten (max. 720 € pro Monat).

Wer ein Fahrzeug mit höheren Emis-
sionswerten nutzt, bezahlt die Steuer 
von einem  2 %igen Sachbezug von den 
Anschaffungskosten (max. 960 € pro 
Monat). 

Der Grenzwert wird für Neuanschaf-
fungen ab 2017 auf 127 g abgesenkt.  
Wenn der Arbeitgeber noch heuer 
ein Firmenauto mit einem CO2 Aus-
stoß von bis zu max. 130g anschafft, 
dann profitiert der  Mitarbeiter vom 
1,5 %igen Sachbezug nicht nur im Jahr 
2016, sondern auch in den weiteren 
Jahren der Nutzung. Oder man be-
kommt ein Elektrofahrzeug als Firmen-
auto, dann bezahlt man gar keinen 
Sachbezug. Das wäre doch ein nettes 
Christkind?

Sollen wir den 
Kinderfreibetrag 
teilen?

Den Kinderfreibetrag können Sie abset-
zen, wenn Sie mehr als sechs Monate für 
ein Kind Familienbeihilfe bezogen haben. 
Er beträgt seit 2016 440 € pro Jahr und 
Kind, wenn er von einem Elternteil in An-
spruch genommen wird. Geteilt sind es 
300 € pro Elternteil. Mit sechs Monaten 
Unterhaltsabsetzbetrag, stehen eben-
falls 300 € Absetzbetrag zu. 

Fall 1: Ein Partner verdient unter 
11.000 € pro Jahr und zahlt daher kei-
ne Steuer. In diesem Fall sollte der volle 
Freibetrag von 440 € vom verdienenden 
Elternteil angegeben werden. 

Fall 2: Beide Partner verdienen über 
11.000 € pro Jahr. In diesem Fall ist es 
immer sinnvoll den Freibetrag zu teilen, 
auch wenn ein Partner wesentlich mehr 
verdient.
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Tipp:
Den Kinderfreibetrag müssen Sie im 
Formular L1k ankreuzen. Pro Kind ist 
ein Formular auszufüllen.
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impuls wurde auf umweltfreundlichem Papier gedruckt. Es enthält mindestens 50 % 
FSC-zertifizierten Zellstoff. Die Produktion erfolgte mit Strom aus erneuerbaren  
Energie trägern unter Berücksichtigung der strengen Öko-Richtlinien von greenprint*. 
Die bei der Papier- und Druckproduktion entstandenen CO2-Emissionen wurden durch 
Erwerb von Gold Standard Zertifikaten neutralisiert.  
Der Beitrag fließt in ein vom WWF ausgewähltes Klima-
schutzprojekt in Indien.

Wichtiger Steuertermin

Nicht verboten: Adler mit Joint
Ein Vereinsobmann hatte bei einer 
Demonstration unter anderem 
Flugblätter verteilt, auf denen ein 
„Adler“ dargestellt war, der jenem 
der Bundespolizei täuschend ähn-
lich sah. Der abgebildete Vogel 
hatte zwei Cannabisblätter in den 
Krallen und einen rauchenden Joint 
im Schnabel getragen; außerdem 
war die Kette zwischen den Fängen 
nicht gesprengt und das Gefieder 
grafisch verändert. Dafür kassierte 
der Obmann drei Strafbescheide. 

Nach Ansicht des Verwaltungs-
gerichtshofs war die Abbildung 
jedoch nicht eindeutig als visuelle 
Wiedergabe des Bundeswappens 
erkennbar. Schon die Vorinstanz 
hatte festgestellt, dass der „Adler“ 
dem österreichischen Bundesadler 
„nur nachempfunden“ war. Das 
Höchstgericht hob die Strafbe-
scheide auf, weil kein Verstoß ge-
gen das Wappengesetz vorlag.  ●

C A N N A B I S - A D L E R

Adler darf kiffen 
Wenn der Adler „eigenständig“ genug 
ist, darf er sogar Joints rauchen.

Ist der neue Partner o.k.?
Mit unserem Steuertool erfahren Sie die wichtigsten Eckpunkte, 
nach denen Sie neue Geschäftspartner abtesten sollten.

Geschäftspartner Check

> 31.12.2016 – Letzte Chance für Steuerausgleich 2011

Verzichten Sie nicht auf die Steuergutschrift und machen Sie Werbungskosten, Sonderausgaben und außergewöhnliche 
Belastungen aus 2011 noch bis Jahresende geltend. Am besten über FinanzOnline. Wer keinen Internetzugang hat, kann auch 
weiterhin das Papierformular L1 abgeben. 

Hier die wichtigsten Checkpoints für neue  
Kunden und Lieferanten:

Prüfen Anmerkung

¨ Website, Facebook, Referenzen allgemeiner Eindruck

¨ Firmenbuch Check Sitz, Gründungsdatum,  
Geschäftsführer, Jahresabschlüsse

¨ UID-Nummer bei Lieferanten notwendig für 
Vorsteuerabzug; bei einer steuerfreien 
innergemeinschaftlichen Lieferung ist  

„Stufe 2" erforderlich

¨ Ediktsdatei zeigt Insolvenzverfahren

¨ Gewerbeberechtigung bzw. 
Berufsverzeichnis (Freiberufler)

Wirtschaftskammer Firmen A-Z, 
gewerberechtlicher Geschäftsführer

¨ Scheinunternehmerliste Wer ein Scheinunternehmen beauftragt, 
haftet für nicht bezahlte Arbeitsentgelte.

¨ zusätzliche Indizien für  
Scheinunternehmen

• keine üblichen Kontaktdaten
• keine Korrespondenz oder keine bzw. 

falsche UID- oder Firmenbuchnummer
• kein professionelles Auftreten, keine 

Homepage
• Besprechungen nie im Büro des 

Auftragnehmers

¨ Bonitätsprüfung wichtig bei Kunden

¨ HFU-Liste in der Baubranche
(bei Bezahlung)

Steht der Auftragnehmer nicht auf der 
HFU-Liste, dürfen Bauhonorare nur zu 75 % 
überwiesen werden. Die restlichen 25 % 
müssen an das Dienstleistungszentrum der 
Wiener Gebietskrankenkasse überwiesen 
werden.

¨ Bei Arbeitskräfteüberlassung  
aus dem Ausland

Beschäftiger muss Meldeformular 
ZKO4 anfordern. Werden ausländische 
Arbeitnehmer entsendet (nicht überlassen), 
genügt das Meldeformular ZKO3 für den 
Auftragnehmer.
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